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Das Nichtverstehen von Be-
funden allein reicht oft
schon, um durch diese
Desinformation großes Un-
behagen verbunden mit
Ängsten bei Kranken her-
vorzurufen. Patientenom-
budsfrau Mag. Renate Skle-
dar hat sich nun als Über-
setzerin für „Doktorlatein“
engagiert.

Keine Panikmache rund um
die Mobiltelefonie, aber Be-
wusstseinsbildung vor mög-
lichen Gefahren will Landes-
hygieniker Univ.-Prof. Ing.
Dr. Michael Köck gemein-
sam mit seinem Kollegen
Mag. Dr. Robert Schlacher
erzeugen.
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Der neue Telefonvertrag des Landes ba-
siert auf einer umfassenden Ausschrei-
bung, die von der Beschaffungs-GesmbH
des Bundes durchgeführt wurde und aus
der mehrere Bietergemeinschaften als
Bestbieter hervorgegangen sind.

Ing. Friedrich Poschauko, Telefonexperte
der Fachabteilung 1A: „Wir haben uns für
die Bietergemeinschaft von UTA und
T-Mobile Austria entschieden. Nach ein-
gehender Prüfung des Angebots sind wir
zum Schluss gekommen sind, dass es
günstiger kaum noch gehen kann.“

Seit erstem Dezember 2003 gelten die für
30 Monate verbindlichen Vertragsbedin-
gungen und schon jetzt lassen sich die
ersten eindrucksvollen Einsparungen in
Zahlen messen. Fachabteilungsleiterin
Mag. Christine Klug zum Steiermark Re-
port: „Gegenüber den Telefonkosten von
rund 66.000 Euro im Vergleichszeitraum
des Vorjahres sind es nunmehr rund

50.000. 15.000 Euro in nur einem Monat
erspart.“

Zentraler Kernpunkt dieses Einsparungs-
erfolges ist die erfreuliche Tatsache, dass
nunmehr Telefonieren von Handy zu
Handy keinen einzigen Cent mehr kostet.
Auch der Anruf über das Handy bei der
T-Mobil Profibox ist kostenlos.

Gleichzeitig stehen diese Handys, die
über ein virtuelles privates Netzwerk mit-
einander kommunizieren, auch für eine
private Nutzung zur Verfügung. Ing. Frie-
drich Poschauko: „Sämtliche Teilnehmer
des virtuellen privaten Netzwerkes
(VPN)  verfügen grundsätzlich über zwei
Rufnummern - eine Dienstnummer und
eine Privatnummer. Die Privatnummer
muss von jedem Handynutzer mittels
Rechnungstrennungsformular angemel-
det werden und wird über die Vorwahl
„9“ aktiviert.

Nachdem bekanntlich Vertrauen gut, aber
Kontrolle besser ist, gibt es auch hier ei-
nige regulierende Maßnahmen. „Die Ak-
zeptanz in der Verwendung des Neuners

ist durchaus zufriedenstellend,“ weiß
Mag. Christine Klug aus ihrer Erfahrung
zu berichten, „aber bei einigen hapert’s
dann doch wieder. Wenn es augenfällige
und schwer erklärbare Kostenüberschrei-
tungen gibt, kann es zu Auswertungen im
Sinne des Telefonerlasses des Landes-
amtsdirektors kommen, die bis zur Offen-
legung der Zielnummern gehen können.“ 

Dies ist zwar in den letzten Jahren ganz
selten vorgekommen, zieht dann jedoch
für den Dienstnehmer in den meisten Fäl-
len Konsequenzen nach sich.

Derzeit sind im Bereich Graz rund 1.000
Mobiltelefone im Einsatz, mit den Be-
zirkshauptmannschaften und den Baube-
zirksleitungen kommt man in der gesam-
ten Steiermark auf ungefähr 1.700, wobei
die Tendenz steigend ist.

„Im Interesse eines optimalen Verwal-
tungsservice“, so die dafür zuständige
Fachabteilungsleiterin Mag. Christine
Klug, „sind wir bei der Vergabe von Mo-
biltelefonen grundsätzlich großzügig -
wenn eine dienstliche Notwendigkeit hie-
für nachvollziehbar argumentiert wird.“

Noch ein kleines Zuckerl gibt es für Han-
dy tragende Landesbedienstete: Abgese-
hen vom Entfall der Grundgebühr telefo-
niert man jetzt auf der privaten Leitung
um nur fünf Cent in ein österreichisches
Netz eigener Wahl. Anmeldungen dafür
werden bis zum 15. Februar 2004 mittels
zugesandtem Formular oder über die Hot-
line 0676/20 333 entgegengenommen. 

Wer es aber ganz genau wissen will, sich
auch über die Möglichkeiten mit Partner-
netzen informieren möchte, surft ein we-
nig unter dem Punkt „Telefon“ durch das
Intranet. Dort liest man alles, was zu die-
sem Thema von besonderem Interesse ist.

Auch „fast nix“ ist zu viel - Handyfonieren nun gratis
Neue Verträge  machen es möglich, Telefonkosten beim Land sinken um rund ein Viertel

VON DIETER RUPNIK

Geschicktes Verhandeln erspart so
manches Sparpaket und bringt unter
dem Strich sogar noch mehr. In die-
sem Fall knapp ein Viertel an  Tele-
fonkosten. „Vorausgesetzt“, so Mag.
Christine Klug, Leiterin der Fachab-
teilung 1A - Präsidialangelegenhei-
ten und Zentrale Dienste, „das Tele-
fonierverhalten bleibt einigermaßen
gleich.“ Das Telefonieren von Handy
zu Handy kostet nunmehr nicht nur
„fast nix“, sondern überhaupt nichts.
Null Cent. Möglich gemacht hat dies
ein neuer Vertragsabschluss.

Fachabteilungsleiterin Mag. Christine
Klug und Telefonexperte Ing. Frie-
drich Poschauko.
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Wer sagt's denn? Dass zum
Beispiel Beamte im Büro

schlafen würden. Wenn ja, dann
würden sie damit im wahrsten Sinne
des Wortes vollkommen richtig lie-
gen (Tun es natürlich nicht). Denn
nunmehr erhebt ein bekannter Wis-
senschaftler die Forderung nach ei-
nem verpflichtenden Büroschlaferl.
Aber erst einmal der Reihe nach:

Der weit über die Grenzen der Stei-
ermark hinaus bekannte und aner-
kannte Facharzt für Neurologie und
Psychiatrie, Univ.-Prof. Dr. Manfred
Walzl, seit gut sieben Jahren auch
als viel zitierter Schlafforscher tätig,
hat Schlafstörungen und ihr Berufs-
gruppen-spezifisches Auftreten un-
tersucht. 

In einem Gespräch mit dem Lan-
despressedienst interpretierte er die
ersten Zwischenergebnisse einer
breit angelegten Studie mit Proban-
den aus sämtlichen Berufsgruppen,
die endgültigen Studienergebnisse
werden wir unserer Leserschaft in
einer der nächsten Ausgaben des
Steiermark Report vorstellen. 

So viel aber zu den Zwischenresul-
taten, die für die Beamtenschaft
alarmierend sind, denn: Sie schla-
fen dicht gefolgt von den Lehrern
am schlechtesten. Das hängt aber,
beeilt sich der Schlafforscher Man-
fred Walzl zu betonen, beileibe nicht
mit dem den Beamten immer wieder
zumindest scherzhaft vorgehalte-
nen Büroschlaf, den man vom
Schlafkonto abziehen müsse, zu-
sammen, sondern mit dem für viele
scheinbar unbewältigbar geworde-
nen Arbeitsalltag. 

Aber nicht die A- und B-
Beamten sind es, die
von Schlaflosigkeit ge-
plagt werden, sondern,
wie Univ.-Prof. Dr. Man-
fred Walzl in seinen For-
schungen feststellt, die Bediensteten
der Verwendungsgruppen C und D.
Den Grund dafür ortet er in dem dort
verstärkt empfundenem Mobbing
und dem Druck, der auf den Damen
und Herren aus diesen Verwen-
dungsgruppen lastet. Übrigens wer-
den die ganz einfachen Arbeiter am
seltensten von Schlafstörungen
heimgesucht.

Wer Manfred Walzl kennt, weiß,
dass der Wissenschaftler mit Redak-
teursvergangenheit bei der inzwi-
schen leider verwichenen „Ta-
gespost“ stets für griffige Formulie-
rungen und Forderungen gut ist. Ei-
ne von diesen verlangt nunmehr den
verpflichtenden Mittagsschlaf für die
Damen und Herren der Beamten-
schaft. Nicht mehr als 20 Minuten,
aber das würde die Leistungskurve
enorm heben und die Fehlerquote in
eben demselben Ausmaß senken.
Nach japanischem und zum Teil
auch amerikanischem Vorbild sollte
der Arbeitgeber Ruhezonen für seine
Bediensteten einrichten.

Auf Grund seiner Forschungen hat
Univ.-Prof. Dr. Manfred Walzl auch
„Die Zehn Gebote der Schlafmedi-
zin“ aufgestellt, das wichtigste Gebot
davon lautet: Kein Sport unmittelbar
vor dem Schlafengehen. 

Medizinisch geht es in diesem Stei-
ermark Report auch weiter auf den
Seiten neun und zwölf. Landes-

hygieniker Univ. Prof. Ing. Dr. Michael
Köck spricht recht deutliche Warnun-
gen die Mobiltelefonie betreffend aus
und Dr. Marianne Wassermann-Neu-
hold berichtet angesichts der ab dem
Frühjahr wieder drohenden Zecken-
bissgefahr in der Gesundheits-Kolum-
ne Wissenswertes über den Impf-
schutz.

Falls unseren Lesern bei dieser Aus-
gabe des Steiermark Report eine klei-
ne Veränderung aufgefallen sein sollte
- es hat seine Richtigkeit. Wir haben
unseren Umschlag wieder einem Re-
launch unterzogen und setzen damit
ein Zeichen für die ständige Weiter-
entwicklung unseres Corporate Desi-
gns. Als nächsten Schritt werden wir in
den folgenden Monaten auch das
Layout ändern, um den Steiermark
Report noch lesefreundlicher zu ge-
stalten. Was den Inhalt betrifft, gilt wei-
ter die Einladung an alle Damen und
Herren im Landesdienst, selbst an der
Gestaltung dieses Journales mitzuar-
beiten, indem man uns Beiträge -
möglichst mit Fotos - von den einzel-
nen Dienststellen zukommen lässt.

Noch ein Wort zu unserer nächsten
Ausgabe - diese wird meine Kollegin
und Stellvertreterin Mag. Inge Far-
cher betreuen, da ich mich nach sie-
ben Jahren als Landespressechef
einmal für drei Wochen auf einen
Kuraufenthalt begebe. Ab März geht
es dann „generalüberholt“ mit neuen
Kräften weiter.

Wir üüber uuns

Dr. Dieter Rupnik
Leiter des
Landespressedienstes

Foto: Fischer

Büroschlaf? Wissen-
schaftler sagt: „Wichtig!“
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Relaunch für das betriebliche Vorschlagswesen des Landes Steiermark

Das neue Logo sowie neue
Anreize, sich einzubrin-

gen, zeigen, dass das Ideenma-
nagement des Landes auf gut-
em Kurs ist. Alle Mitarbeiter,
die Verbesserungsvorschläge
einbringen, erhalten eine klei-
ne Anerkennung ihres Engage-
ments, unabhängig davon, ob
ihre Idee prämiert wird oder
nicht. 

Der Vorschlag wird drei Wo-
chen lang anonymisiert im In-
tranet veröffentlicht und zur
Diskussion gestellt. Gleichzei-
tig übermittelt die Abteilung
Organisation den anonymisier-
ten Vorschlag der zuständigen
Dienststelle zur Begutachtung.
Diese prüft den Verbesserungs-
vorschlag nach den Kriterien
Neuigkeitswert, Nutzen für
den Landesdienst, Nutzen für
den Bürger, Art und Umfang
des Wirkungsbereiches sowie
Umsetzbarkeit. 

Für jedes Kriterium können
entsprechend dem Erfüllungs-
grad null bis sechs Punkte ver-
geben werden. Je mehr Punkte
erreicht werden, desto höher
fällt die Prämie aus: Bei vier
Punkten sind es 50 Euro, bei
der Höchstpunkteanzahl von
30 bereits 3.630 Euro. In be-
sonderen Fällen kann die Be-

gutachtungskommission, die
die Letztentscheidung trifft,
auch die Überschreitung der
Höchstprämie vorschlagen. 

Benchmarking

Anlässlich des zehnjährigen
Jubiläums des betrieblichen
Vorschlagswesens wollte es
Dr. Wilhelm Plauder, Leiter
der Abteilung 2 Organisation,
genau wissen: Welche Erfah-
rungen gibt es damit in ande-
ren Landesverwaltungen bzw.
in der Privatwirtschaft. Er be-
auftragte Claudia Nowak, eine
Public Management-Studentin
der FH Technikum Kärnten, im

Rahmen eines 20-wöchigen
Praktikums mit der Eva-
luierung. Auf Basis dieser Er-
hebungen wurde dann die
Neuausrichtung des betriebli-
chen Vorschlagswesens erar-
beitet.

Zündende Idee

Was nun für den Neustart fehl-
te, war ein passender Namen
und ein Logo. Auch dafür griff
Dr. Plauder auf FH-Know-how
zurück. Im Rahmen eines
Wettbewerbes wurden Studen-
ten der FH Joanneum, Studien-
gang Informationsdesign, in
Graz und der FH Technikum

Kärnten, Studiengang Public
Management, in Spital an der
Drau eingeladen, Vorschläge
zur Namensfindung und zur
Logogestaltung vorzulegen. 

Der Gleisdorfer Michael Wag-
ner, Studiengang Informati-
onsdesign, hatte die zündende
Idee, den Landesmitarbeitern
eine neue Plattform für ihre
kreativen Vorschläge anzubie-
ten. Sein Namens- und Logo-
vorschlag „Plattform Idee“
setzte sich gegen starke Kon-
kurrenz durch und wurde zum
Sieger gekürt. Der Lohn für
seine Mühen: ein Scheck über
800 Euro. 

Intranet

Wer mehr darüber wissen will,
wie er seine Verbesserungsvor-
schläge bestmöglich „los wird“,
kann sich sich im Intranet unter
„Plattform Idee“ (Bereich Or-
ganisation) informieren. 

Interessierte finden hier alle
Daten und Fakten: angefangen
vom Erlass, über die Richtlini-
en bis zum Formular für die
Einreichung. Auch bisherige
Prämierungen sowie Verbesse-
rungsvorschläge, die derzeit
begutachtet werden, kann man
einsehen.

Ihre Verbesserungsvorschläge sind gefragt: Mit der „Platt-
form Idee“ will das Land Steiermark das kreative Potential
seiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besser nutzen.
Verbesserungsvorschlägen eine öffentlichkeitswirksame
Plattform zu bieten, ist das erklärte Ziel, des von der Ab-
teilung 2 - Organisation gestarteten Relaunches. 

Eine neue Plattform für Ihre Ideen

v.l.n.r.: FH-Prof. Dr. Heimo Müller, Studiengangsleiter für
Informationsdesign an der FH Joanneum, Dr. Wilhelm
Plauder, Preisträger Michael Wagner und Projektleiterin
FH-Prof. Mag. Melitta Moschik, FH Joanneum, freuen sich
über den erfolgreichen Wettbewerb.

Das neue Logo: Einfach, aber genial.

Foto: Landespressedienst
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Als langjähriger Umweltschutz-Koordinator des Landes trat Dr.
Manfred Rupprecht vor wenigen Monaten in den Ruhestand,
nun wurde er von Umweltlandesrat Johann Seitinger aus der
Pension zurückgeholt. Um die Feinstaub-Problematik in den
Griff zu bekommen wird Rupprecht als Koordinator tätig
sein. „Sein Erfahrungsreichtum ist für uns in dieser Situation
unverzichtbar“, streut ihm der Umweltlandesrat Blumen.

Dr. Manfred Rupprecht als „Konsulent für Feinstaubfragen“ eingesetzt

Mit Tempo 30 gegen Feinstaubplage

Landesrat Johann Seitinger und „sein“
Feinstaub-Konsulent Dr. Manfred
Rupprecht (re.).

18 Jahre ist Michael Baldinger
aus dem oberösterreichischen
Timelkam, von Geburt an blind.
Seit vergangenem September
ist er Teilnehmer an der Aktion
„Wegweiser“, die von Land
Steiermark, Arbeitsmarktservi-
ce, Beschäftigungsoffensive der
Bundesregierung und Europäi-
schem Sozialfonds  über das
Grazer Odilieninstitut abge-
wickelt wird. Wie bereits schon
drei andere Sehbehinderte vor

ihm wird auch er - Liebe zum
Beruf vorausgesetzt - zum Tele-
fonisten ausgebildet.  

Friedrich Kamper von der Lan-
desamtsdirektion, unter ande-
rem auch zuständig für die Tele-
fonzentrale: „Bei uns können
die Betroffenen in Form eines
Praktikums die Arbeitswelt
kennen lernen. Gerade weil wir
ohnedies zwei Blinden-Arbeits-
plätze in unserer Vermittlung
haben, können sie sich dort

auch selbst im praktischen Be-
trieb testen, ob sie die Voraus-
setzungen für diesen Beruf ha-
ben und ihn auch ausüben wol-
len.“ Eduard Nussthaler, seit
1977 beim Land Steiermark,
übernimmt gerne die zusätzli-

che Aufgabe der Ausbildung.
„Es gibt allein wegen unserer
aufwändigen technischen Aus-
stattung kaum die Möglich-
keit“, so Nussthaler, „den Tele-
fonistenberuf anderswo in die-
sem Umgfang zu erlernen.“

Rupprecht trat 1968 in den Lan-
desdienst ein, wurde 1981 zum
Vorstand der Rechtsabteilung 3
ernannt, war 21 Jahre Umwelt-
koordinator des Landes und
neun Jahre im Umweltsenat.
Bei der Pressekonferenz anläss-
lich seiner Pensionierung erzähl-
te er von seinem Traum, die Ver-
kehrslawine einzudämmen.

„Täglich soll im Radio durchge-
sagt werden, was es   kostet, im
Stau zu stehen und welche Vor-
teile der öffentliche Verkehr
bringt“, erklärte er damals. Viel-
leicht wird das jetzt Wirklich-
keit: In dem Maßnahmenkata-
log, der vorbereitet wurde, sind
nämlich auch Tempolimits vor-
gesehen, um die Feinstaub-Be-

lastung auf erträgliche Werte zu
senken. Per Verordnung wird ab
1. März das Tempo im
Großraum Graz und im west-
steirischen Städtedreieck redu-
ziert: 30 km/h im Ortsgebiet
(außer auf Vorrangstraßen), 70
km/h auf Freilandstraßen und
80 km/h auf Autobahnen. Da-
von betroffen sind die Gemein-

den Graz, Feldkirchen bei Graz,
Gössendorf, Grambach, Hart
bei Graz, Hausmannstätten, Pir-
ka, Raaba und Seiersberg sowie
die Sanierungsgebiete Köflach,
Voitsberg, Bärnbach und Ro-
sental an der Kainach. Die ent-
sprechenden Verkehrstafeln
werden mit Zusatztafeln aus-
gewiesen. 

Schnupperlehre für Berufsfindung und praktische Ausbildung in Telefonzentrale des Landes

Damit Blinde die Arbeitswelt kennen lernen können
Friedrich Kam-
per mit den Te-
lefonisten Chri-
stine Fötsch
und  Eduard
Nussthaler (li.),
der selbst
schwer sehbe-
hindert den
blinden Micha-
el Baldinger
ausbildet.

VON DIETER RUPNIK

Wieder einmal mehr beweist das Land Stei-
ermark sein hohes soziales Engagement -
in diesem Fall hilft es blinden Menschen bei
der Berufsfindung. Zum Beispiel bei der
Ausbildung in der Telefonvermittlung.

Foto: Landespressedienst



„Mit der Errichtung der Weströhre
steht den Verkehrsteilnehmern

eine nach modernstem Stand der Technik
ausgerüstete Tunnelröhre zur Verfü-
gung“, sagte Schöggl, der beim Festakt
Vizekanzler Hubert Gorbach und Lan-
deshauptfrau Waltraud Klasnic vertrat.
Bis Oktober 2004 bleibt den Autofahrern
der Gegenverkehr im Plabutschtunnel
noch erhalten: Dann werden die Kraft-
fahrzeuge auch durch die 16 Jahre alte
Oströhre, die derzeit sicherheitstechnisch
aufgerüstet wird, rollen. Mit dem
zweiröhrigen Ausbau wird nicht nur der

Verkehrssicherheit, sondern auch dem
gestiegenen Verkehrsaufkommen Rech-
nung getragen. 

Asfinag-Vorstandsdirektor Dipl.-Ing.
Franz Lückler lobt den Plabutschtunnel
als einen der modernsten Tunnel Öster-
reichs. „Er ist europaweit ein Vorzeige-
projekt. Insgesamt 34 Millionen Euro
wurden in die Sicherheitstechnik, Lüf-
tung und Löschwasserversorgung inve-
stiert.“ Die Gesamtkosten des von der
Asfinag finanzierten Weströhre betragen
netto rund 142 Millionen Euro. Für die

Planung, Ausschreibung und Umsetzung
dieses Großprojektes zeichnet in Abstim-
mung mit der Asfinag die Fachabteilung
18A Straßeninfrastruktur verantwortlich.
Deren Leiter, Dipl.-Ing. Dr. Wolfgang
Gobiet, bezeichnet die neue Weströhre
„als die erste Tunnelanlage dieser Art in
Österreich“. Erstmals wurde ein Regel-
konzept entwickelt, das jederzeit einen
rauchfreien Fluchtweg gewährleistet.
Mittels Kameras und Sensoren wird der
genaue Brandort errechnet. Die nächst-
liegende Lüftungsjalousie wird geöffnet,
die anderen automatisch geschlossen. 

Einzigartige Sicherheitstechnik
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Fürstenfelder Schnellstraße S7 schließt Verbindungslücke Graz - Budapest

Ost-West-Korridor

Die knapp 29 Kilometer lange
Schnellstraße zwischen der A2
Südautobahn und dem Grenzü-
bergang Heiligenkreuz wird
den an der B65/319 Fürstenfel-
der Straße liegenden Gemein-
den eine wesentliche Verkehrs-
entlastung bringen, sind sich
Landeshauptmann Waltraud
Klasnic, ihr burgenländischer
Amtskollege Hans Niessl so-
wie die Verkehrslandesräte Di-
pl.-Ing. Leopold Schöggl, Stei-
ermark, und Helmut Bieler,
Burgenland, einig. Derzeit fah-

ren 15.000 Fahrzeuge täg-
lich durch dieses Gebiet.
Durch die EU-Erweite-
rung soll der PKW-Ver-
kehr in den nächsten Jah-
ren um 67 Prozent und der
LKW-Verkehr um 120
Prozent steigen, so die
Prognosen.

„Wir wollen die S7 und
wir brauchen sie auch,“ lässt
Klasnic keinen Zweifel an ih-
rer hundertprozentigen Unter-
stützung für dieses Projekt auf-

kommen. Sie fordert ebenso
wie Niessl „eine Trassenlö-
sung, die die Gemeinden entla-
stet und die Umwelt möglichst
wenig beeinträchtigt“. Nach

der Trassenfindung und Um-
weltverträglichkeitsprüfung
soll 2006 mit dem Bau begon-
nen werden. Ziel ist die Ver-
kehrsfreigabe Ende 2009. 

Trassenvarianten für die S7 Fürstenfelder Schnellstraße.

Noch bis Ende dieses Jahres soll die
Trassenfindung für die Fürstenfelder
Schnellstraße S7 abgeschlossen sein. 

Insgesamt zwölf Verkehrsminister und vier
Verkehrslandesräte hat er bislang beschäftigt
- der Grazer Plabutschtunnel. Verkehrslan-
desrat Dipl. Ing. Leopold Schöggl, konnte
nun am 29. Jänner die zweite Röhre für den
Verkehr freigeben.

Plabutsch: Erste Tunnelanlage dieser Art in Österreich

v.l.n.r.:
Lückler,
Schöggl
und 
Gobiet.
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Ein hochkarätiges Publikum aus Politik,
Verwaltung und Wirtschaft, darunter auch
Nationalratspräsident Univ.-Prof. Dr.
Andreas Khol und Bundesratspräsident a.
D. Prof. Herwig Hösele als Initiatoren des
Bundeskonventes, Wirtschaftsminister Dr.
Martin Bartenstein und Landeshauptmann
Waltraud Klasnic, war in das Haus der In-
dustriellenvereinigung am Wiener
Schwarzenbergplatz gekommen um die
Thesen des deutschen Unternehmensbera-
ters Prof. Dr. Roland Berger zum Thema
„Staats- und Strukturreformen als Voraus-
setzung für die Wettbewerbsfähigkeit
Österreichs“ zu hören. 

Also hörten sie Bekannteres wie „Öster-
reich braucht eine schlankere Verwaltung“
und Aufrüttelnderes wie „In Österreich

wird jeder zweite Euro vom Staat ausge-
geben“, „Für Sozialausgaben werden 29
Prozent des Bruttoinlandsproduktes auf-
gewendet“ und „In der österreichischen
Verwaltung gibt es ein Einsparungspoten-
tial von 3,4 bis vier Milliarden Euro."

Eingeladen hatte zu diesem Vortragsabend
die Steirische Delegation in Wien mit
Bundesrat Dr. Vincenz Liechtenstein in
Kooperation mit der Industriellenvereini-
gung Wien. 

Roland Berger ortet für Österreich zwar
eine sinkende Wettbewerbsfähigkeit ge-
genüber dem Anfang der Neunzigerjahre
- „Die gute Ausgangslage beginnt zu ero-
dieren“ - nennt aber fünf Hebel, die an der
richtigen Stelle angesetzt Österreich wie-
der auf Spitzenplätze katapultieren könn-
ten. So die Rücknahme von Aktivitäten
und dafür die Stärkung von Dienstleistun-
gen, Investitionen in den Hightech-Sek-
tor, eine schlanke Verwaltung kombiniert
mit einem Bürokratieabbau. So fordert
Roland Berger abschließend: „Weniger
für gestern und dafür mehr für morgen
ausgeben“, zollt den Bemühungen des

Österreich-Konventes volle Anerken-
nung, weil sie zielführend seien und
meint: „Österreich braucht eine Verwal-
tungsreform und nicht eine Verwaltung
der Reform.“ 

Landeshauptmann Waltraud Klasnic be-
kannte sich zu den vorgezeichneten Re-
formschritten, betonte aber, dass Moder-
nisierungsvorhaben das Heimatgefühl der
Menschen nicht beinträchtigen dürfe.

Ein Einsparungspotential bis zu vier Milliarden Euro
Unternehmensberater Roland Berger lobt Bundeskonvent und ortet für Verwaltung:

VON DIETER RUPNIK

Das hörten die Damen und Herren des Bundeskon-
vents gerne, denn: Erstens würden sie mit ihren
Bemühungen auf dem richtigen Weg sein und zwei-
tens könne man in der österreichischen Verwaltung
bis zu vier Milliarden Euro einsparen. Festgestellt
hat dies der deutsche Unternehmensberater Prof.
Dr. Roland Berger bei einem Vortrag in Wien.

(v.li.) Prof. Dr. Roland Berger,
Landeshauptmann Waltraud
Klasnic und Nationalratspräsident
Univ.-Prof. Dr. Andreas Khol.

Die neue Geschäftsführerin des Bun-
deskonventes, Ministerialrat Dr. Edith
Goldeband vom Bundesrechnungs-
hof, wo sie auch für die Öffentlichkeits-
arbeit zuständig zeichnet. Sie folgt im
Bundeskonvent Ministerialrat Dr.
Wohlrab, der von der Möglichkeit des
strukturbedingten vorzeitigen Ruhe-
standes Gebrauch machte.

Foto: Dusek

Mitinitiator des Bundeskonventes:
Bundesrat Prof. Herwig Hösele.

Foto: Landespressedienst

Foto: Dusek
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In nur sechsmonatiger Bauzeit wurde aus dem alten und seit Jahren
leer stehenden Landesforstbauhof eine schmucke und allen Anforde-
rungen eines modernen Transportleistungs- und Logistikbetriebes ent-
sprechende Firmenzentrale. Der Bürokomplex wurde vor kurzem sei-
ner Bestimmung übergeben. Funktionalität und Ausstattung beein-
drucken ebenso wie die auffallend rote Fassade des Bürokomplexes.
Lob und Anerkennung fand Landesbahnen-Geschäftsführer Dr. Hel-
mut Wittmann für den Bauträger: „Die Zusammenarbeit hat uns ge-
zeigt, dass wir mit der Immorent den idealen Partner für die Umset-
zung unseres Projektes gefunden haben. Uns kommt auf den Quadrat-
meter umgerechnet der Neu- und Umbau billiger als eine Miete.“ Zur
Betonung der Tradition der Landesbahnen - das Unternehmen existiert
seit 1890 - wurde auch die älteste Schmalspur-Dampflok (Baujahr
1892)  der Landesbahnen herangekarrt. Und nur kundige Experten be-
merkten, dass der Dampf aus dem Schornstein von einem geliehenem
Disco-Gerät und der Pfeifton von einem Kompressor im Keller
stammte. Die „Stainz 2“ wirkte trotzdem recht authentisch.

Schachen bei Vorau (Bezirk Hartberg): Den Pendlern
im Raum Schachen bei Vorau stehen demnächst Verbes-
serungen ins Haus. Gegenüber dem Gemeindeamt Scha-
chen an der Landesstraße L 405, Vorauer Straße, wird ei-
ne Park & Ride-Anlage entstehen. Gleichzeitig werden
ein Buswartehäuschen und eine Busumkehrschleife er-
richtet. Die Gesamtkosten belaufen sich auf rund 54.000
Euro. Die zukünftige Parkanlage liegt direkt an den Hal-
testellen der Verbundlinien 326 Vorau-Wenigzell, 343
Vorau-Kaindorf bei Hartberg und 210 Graz-Vorau und
wird Platz für 25 Pkw und überdachte Abstellplätze für
Fahrräder und einspurige Kraftfahrzeuge bieten. 

Weißenbach bei Haus (Bezirk Liezen): Die Enns-
brücke Weißenbach bei Haus wird neu errichtet. Nach
schweren Hochwasserschäden wird die rund 35 Meter
lange Brücke  in zehn Metern Entfernung flussabwärts
samt Straßenanschlussstücken neu errichtet. Die Kosten
belaufen sich auf rund 800.000 Euro. Während der Bau-
zeit bleibt die derzeit bestehende Brücke als Baustellen-
umfahrung bestehen und wird erst nach der Fertigstel-
lung Ende August 2004 abgetragen. 

Birkfeld/Koglhof (Bezirk Weiz): Die „Kreuzung Spie-
gelgraben“ im Grenzbereich der Gemeinden, die die B
72, Weizer Straße, und die L 104, Breitenauer Straße,
verbindet, wird ausgebaut. „Durch das spitzwinkelige
Einmünden der L 104 in die B 72 und die fehlende
Linksabbiegespur an der B 72 ist es immer wieder zu ge-
fährlichen Situationen gekommen“, so LH-Stv. Dipl.-
Ing. Leopold Schöggl. Die Bauarbeiten starten im Früh-
jahr 2004, Baufertigstellung voraussichtlich bis Ende
August 2004. 

Seggauberg (Bezirk Leibnitz): Mit Gesamtkosten von
850.000 Euro werden bis Ende April 2004 an der Lan-
desstraße L 662, Seggaubergstraße zwei Bauvorhaben
umgesetzt. Im Rahmen der Baumaßnahme „Umfahrung
Seggauberg“ wird die derzeit durch das Betriebsgelände
des Schlosses Seggau führende Landesstraße auf einer
Länge von rund 500 Metern verlegt. Die zweite Bau-
maßnahme an der L 662 in der Gemeinde Seggauberg
umfasst den Ausbau der Landesstraße auf einer Länge
von rund 450 Metern. Die Kosten von 430.000 Euro
werden vom Land Steiermark zur Verfügung gestellt.
Auch diese Baumaßnahme wird bis Ende April 2004
rechtzeitig vor der Landesausstellung fertig gestellt.

Weitermit Volldampf voraus
Landesbahnen nun auch mit neuer Direktion

Sie geben nicht nur wirtschaftlich zum Beispiel
mit dem „Touareg-Express“ kräftige Lebens-
zeichen, nun haben sie auch baulich Signale
gesetzt. Von der Grazer Radetzkystraße sind
die Landesbahnen in die Eggenberger Straße
in ein neues Direktionsgebäude gezogen.

Straßenreport

v.l.: Ing. Heinz Moser (Immorent), Direktor a. D. Dipl.-Ing.
Franz Brünner und der nunmehrige Direktor Dr. Helmut Witt-
mann (beide Steiermärkische Landesbahnen), LH-Stv Dipl.-
Ing. Leopold Schöggl und Mag. Franz Kerber (Immorent) vor
der ältesten Landesbahnlokomotive „Stainz 2", Baujahr 1892.

Foto: Pachernegg
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Der Landeshygieniker schlägt Alarm - So ungefährlich ist die Handystrahlung nicht
Weil es eben so praktisch ist, wollen wir es einfach
nicht hören. Aber internationale wissenschaftliche
Studien sprechen ganz eindeutige Warnungen
aus: Mobilfunk-Telefonie ist nicht ganz ungefähr-
lich. Landeshygieniker Univ.-Prof. Ing. Dr. Michael
Köck (linkes Foto) und sein Mitarbeiter Mag. Dr.
Robert Schlacher haben nun ein Merkblatt heraus-
gebracht, das der Steiermark Report wegen seiner
besonderen Aktualität gerne veröffentlicht.

Handys können die Gesundheit beein-
trächtigen. Da sich jedoch der Gebrauch
von Handys in unserer Gesellschaft
flächendeckend durchgesetzt hat und
diese Technologie durchaus eine zweck-
mäßige Erfindung ist, liegt es auch in

unserem Verantwortungsbereich sinn-
voll damit umzugehen.

Tipps zur Risiko-Minimierung

Handy einfach zwischendurch ab-
schalten (die meisten Anrufe haben
keinen dringlichen Charakter).

Zu Hause nur im Festnetz telefonie-
ren (damit verringern sich die Belas-
tungszeiten).

Handy nicht am Körper tragen (das
elektromagnetische Feld, das uns be-
einflusst, wird mit dem Abstand ge-
ringer).

Handy erst ans Ohr, wenn es klingelt
(Handys strahlen besonders intensiv
beim Aufbau einer Verbindung).

Handy immer im unteren Bereich an-
fassen (sonst wird die Antenne durch
die Hand isoliert).

Nur bei gutem Empfang telefonieren
(je geringer der Empfang ist, desto
höher ist die Leistungs-Abstrahlung).

Benutzen sie Headsets (um die Strah-
lungsquelle so weit wie möglich vom
Kopf fern zu halten).

Im Auto nur mit Außenantenne telefo-
nieren (sonst benötigt das Handy eine
entsprechend höhere Sendeleistung,

womit die Belastung im Innenraum
zunimmt).

Kaufen Sie Handys mit niedrigen
SAR-Werten (spezifische Absorpti-
ons-Rate), diese sind im Internet ab-
rufbar (www.handywerte.de) und
sollten weniger als 0,6 W/kg aufwei-
sen).

Vermehrt SMS
senden - diese
belasten den
Körper we-
sentlich ge-
ringer.

Schnurloste-
lefone (DECT-
Technologie)
sollten nicht im Be-
reich von Schlaf- und
Arbeitsplätzen aufgestellt werden.
Diese senden permanent gepulste Sig-
nale auch außerhalb der Gesprächs-
zeit.

Die häufig bedrohlich wirkenden Funk-
antennenanlagen, die weithin sichtbaren
„Masten“ sind es gar nicht immer, die ei-
ne gesundheitsgefährdende Strahlung
von sich geben. Landeshygieniker
Univ.-Prof. Ing. Dr. Michael Köck: „In
geringerem Maß als Handys beeinträch-

tigen Mobilfunk-Basisstationen die Be-
völkerung. Mit entsprechender Entfer-
nung zur Antenne nimmt das Ausmaß
der Immissionen ab. Basisstationen soll-
ten jedoch nicht in unmittelbarer Nähe
zu Wohnhäusern, Kindergärten, Schulen,
Altenheimen, Spitälern u.ä. errichtet
werden.“

Besondere Gefahr für Kinder

Besonders Eltern von noch kleineren
Kindern möchte Landeshygieniker

Michael Köck besonders warnen,
denn für die Kleinen kann sich der
Handy-Gebrauch gesundheitsge-
fährdend auswirken. „Kinder soll-
ten wenn möglich nur wichtige
Gespräche führen, ihr Körper ist

der Strahlung vermehrt ausgesetzt,“
so der Landeshygieniker. Und weiter:

„Sie haben noch einen recht dünnen
Schädelknochen  und ein noch nicht voll
entwickeltes Nervensystem und sind da-
mit weitaus anfälliger für die negativen
Auswirkungen von Strahlungen.“

Kinderund Handy - am besten nurwichtige Gespräche
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Die Rede ist von den Absolventen der
Schule für psychiatrische Gesundheits-
und Krankenpflege des Landes Steier-
mark. Sie haben nach ihrer dreijährigen
Ausbildung die Qual der Wahl, denn die
Berufsmöglichkeiten sind sehr vielfältig.
Ihre Qualifikation ist in Beratungsstellen
genauso gefragt wie in Kliniken, in Alten-
heimen und Ambulanzen oder in beschäf-
tigungs- und arbeitstherapeutischen Ein-
richtungen. Schuldirektor Bernhard Amt-
mann: „Pro Jahr nehmen wir bis zu 36
Studenten auf, die nach ihrer Ausbildung
in kürzester Zeit interessante Jobs bekom-
men. Derzeit gibt es sogar mehr offene
Stellen als Absolventen. Aufnahmebedin-
gungen sind u.a. die Vollendung des 18.

Lebensjahres, die körperliche und geistige
Eignung sowie die erfolgreiche Absolvie-
rung von zehn Schulstufen.“

Tag der offenen Tür

Ähnlich rosig schauen die Zukunftsaus-
sichten für die Absolventen der Akademie
für den medizinisch-technischen Labora-
toriumsdienst des Landes Steiermark aus.
Die diplomierte medizinisch-technische
Analytikerin (DMTA) Olivia Trummer
hat z.B. ihr Jobangebot während ihres Di-
plompraktikums bekommen. Heute jobbt
sie genau in dem Bereich, der sie immer
schon fasziniert hat: die Molekularbiolo-
gie. Sie arbeitet an einer Studie mit, die

mittels gentechnischer Untersuchungen
prüft, ob Raucher ein größeres Risiko ha-
ben, an Arteriosklerose zu erkranken. Mit
ihrer Ausbildung hätte sich Olivia Trum-
mer aber genauso für eine Karriere in der
Immunologie oder der klinischen Chemie
entscheiden können, sprich für die Le-
bensmittel- und Umwelthygiene.

Wer mehr über diese Berufsvielfalt im Ge-
sundheitsbereich wissen will, sollte am
12. Februar von 10 bis 16 Uhr, den Tag der
offenen Tür beider Schulen nutzen:

Tag der offenen Tür: 

Schule für psychiatrische Gesundheits-
und Krankenpflege 

Akademie für den medizinisch-techni-
schen Laboratoriumsdienst

Landesnervenklinik Sigmund Freud,
Wagner-Jauregg-Platz 23, 8053 Graz.

Weitere Infos unter www.gesundheits-
ausbildungen.at

Von der Krisenintervention bis zur Gentechnik
12. Februar: Tag der offenen Tür an zwei Ausbildungsstätten für Gesundheitsberufe

Wenn der Arzt Anorexia, Hy-
perglykämie oder Laryngitis
diagnostiziert, dann kann ei-
nem schon angst und bang
werden. Im „Schockzustand“
traut sich der Patient oft nicht,
sofort eine allgemein ver-
ständliche Erklärung einzufor-

dern. Was schade ist, denn
sonst würde er sofort erfahren,
dass der Arzt nicht von lebens-
gefährlichen Krankheiten,
sondern von Appetitlosigkeit,
einem zu hohen Blutzucker-
spiegel bzw. einer Kehlkopf-
entzündung gesprochen hat ... 

„Menschen mit einer
Erkrankung müssen
plötzlich Menschen
vertrauen, die sie nicht
kennen und deren
Sprache sie großteils auch
nicht verstehen,“ sagt die Pati-
enten- und Pflegeombudsfrau

Mag. Renate Skledar. Sie hat
deshalb mit ihrem Team ein

Neue Publikation der Fachabteilung 8A Patienten- und Pflegeombudsschaft

Wer hat Angst vor dem Doktorlatein?
VON INGE FARCHER

Sollte Ihnen die im Doktorlatein vorgetragene ärztliche Dia-
gnose Schwindelgefühle verursachen und Sie nur mehr
„Bahnhof“ verstehen, greifen Sie am besten zu dem kleinen,
aber feinen Büchlein der Fachabteilung 8A Patienten- und
Pflegeombudsschaft: „Keine Angst vor dem Doktorlatein“.

Nähere Informationen unter:
„www.patientenvertretung.steier-
mark.at”

Fortsetzung auf Seite 11

VON INGE FARCHER

Als Kriseninterventions-Spezialisten ist ihr Rat in jeder kri-
tischen Situation gefragt. Sie helfen aber auch Jugendli-
chen weiter, die sich auf Crash-Kurs mit ihrer Umwelt be-
finden und sie betreuen Behinderte sowie Menschen mit
neurologischen sowie psychischen Erkrankungen. 
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Das aus Schülern und Schülerinnen der
Schule für allgemeine Gesundheits-

und Krankenpflege bestehende Projekt-
team konnte dank eines Leonardo Da Vin-
ci Mobilitätsprojektes in verschiedenen
europäischen Ländern eigene Erfahrun-
gen zum Thema ergonomisches Arbeiten
in der Krankenpflege sammeln und da-
durch viele neue Anregungen zurück in
die Steiermark bringen. Leonardo Da Vin-
ci, das Berufsbildungsprogramm der EU,

ermöglicht jährlich etwa 1.600 Personen
aus Österreich praktische Berufserfahrun-
gen in einem anderen europäischen Land. 

Rund 1.000 Schülerinnen, Schüler und
Lehrlinge, 300 Studierende, 100 junge Ar-
beitnehmer und Graduierte sowie rund
170 Ausbilder erhielten 2003 im Rahmen
dieses Programmes eine Unterstützung im
Rahmen eines Mobilitätsprojekts, das
durch ihre Ausbildungseinrichtung oder
ihr Unternehmen entwickelt wurde. 

Elf dieser österreichischen Mobilitätspro-
jekte wurden nun für ihre hohe Qualität aus-
gezeichnet. Die steirischen Projekte schnit-
ten besonders gut ab: Neben dem Projekt
„Ergonomie“ wurden auch das Projekt der
Leobner Voest-Alpine Stahl Donawitz
GmbH „Erfahrungsaustausch im techni-
schen Bereich“ und das Projekt „Kompe-
tenzbildung als gewerkschaftliches Bil-
dungsziel der Zukunft“ des österreichischen
Gewerkschaftsbundes Steiermark prä-
miert.

Drei von elf ausgezeichneten Leonardo Da Vinci Projekten kommen aus der Steiermark

VON INGE FARCHER

Die Schule für allgemeine Gesundheits- und Kran-
kenpflege und Kinder- und Jugendlichenpflege des
Landes Steiermark am LKH Graz kann zu Recht
stolz sein: Ihr Projekt „Ergonomisches Arbeiten“
wurde mit der österreichischen Auszeichnung
„Qualität in der Mobilität“ durch das Bundesministe-
rium für Bildung, Wissenschaft und Kultur prämiert.

Erfolg mit ergonomischem Arbeiten

v.l.n.r.: Projektleiterin Rosemarie Langbauer, Direktorin Annemarie
Trummer, Projektteilnehmerin Eva Hager, Ministeralrat Mag. Theo-

dor Siegel, Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur,
und Projektteilnehmer Harald Brunner.

kleines Patientenlexikon zu-
sammengestellt, das die Angst
vor der medizinischen Fach-
sprache abbauen und durch
ein besseres Verständnis erset-
zen soll. 

Gleich in der Einführung er-
fährt man, dass medizinische
Fachausdrücke meist aus la-
teinischen und altgriechi-
schen Wörtern bzw. Wortsil-
ben zusammengesetzt sind.
Beide sind tote Sprachen,
sprich, sie verändern sich
nicht mehr und werden des-

halb international als Fach-
sprachen akzeptiert. Die mei-
sten Fachausdrücke bestehen
aus zusammengesetzten
Wort-Elementen: einer Vorsil-
be, einem Wortstamm und ei-
ner Nachsilbe. Wenn der Laie
die Bedeutung der wichtig-
sten Wortstämme der Vor-
und Nachsilben kennt, kann
er den Sinn der meisten Aus-
drücke ableiten. Nehmen wir
z.B. den Fachausdruck „Po-
lyarthritis". „Poly“ ist die
Vorsilbe und bedeutet „viel
im Sinne von mehreren“, der

Wortstamm „arthr(o)“ heißt
Gelenk, die Nachsilbe „itis“
steht immer für Entzündung.
Polyarthritis bedeutet also
Entzündung mehrerer Gelen-
ke. So verliert die Fachspra-
che schnell das Mystische,
Beängstigende und Verunsi-
chernde. 

Am Anfang sind daher alle,
für die Medizin wichtigen
Vorsilben, Wortstämme und
Nachsilben samt deutscher
Übersetzung aufgelistet, ge-
folgt von alphabetisch aufge-

listeten Erklärungen ge-
bräuchlicher Fachausdrücke
und Krankheitsbilder. 

Interessenten können die
Broschüre kostenlos von der
Fachabteilung 8A Patienten-
und Pflegeombudsschaft,
Trauttmansdorffgasse 2,
8010 Graz, anfordern bzw.
können sie von der Homepa-
ge www.patientenvertre-
tung.steiermark.at (Menü-
punkt Broschüren) herun-
terladen. 

Fortsetzung von Seite 10

Foto: Leonardo Da Vinci NA
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2003 gab es in Österreich 82 Er-
krankungsfälle an FSME (durch
Zecken übertragene Hirn- und
Hirnhautentzündung), was einer
Steigerung von 36 Prozent ge-
genüber dem Vorjahr entspricht;
dies obwohl die Durchimpfungs-
rate bei rund 87 Prozent liegt.
Die meisten Infektionen traten
wieder einmal in der Steiermark
mit 28 Fällen auf,  gefolgt von
Oberösterreich mit 14 und Kärn-
ten mit elf Fällen. Die Betroffe-
nen, alle zumindest vorüberge-
hend intensivstationpflichtig, wa-
ren mit einer Ausnahme durch-
wegs nicht oder nicht vollständig
geimpft. Auch traten wieder Neu-
infektionen in bisher nicht betrof-
fenen Gebieten (Salzburg, Salz-
kammergut) auf. 

Mit ein Grund für die Zunahme
der Erkrankungsfälle ist sicher
der vergangene „Jahrhun-
dertsommer“ - man hielt sich ein-
fach mehr im Freien auf. Viel Zeit
in der freien Natur verbringt auch
die hauptbetroffene Personen-
gruppe, das sind Personen über
50 Jahre. Hier gibt es nach wie
vor so viele Fälle, wie vor Ein-
führung der Impfung! Dabei ist
die Impfung in diesem Alter be-
sonders wichtig, da die Erkran-

kung meist deutlich schwerer
verläuft als bei Jüngeren. 

Was ist neu? Studien der Univer-
sität Wien haben ergeben, dass
der Impfschutz, was schon eine
Zeit lang vermutet, bisher aber
nie untersucht worden war, län-
ger anhält als angenommen wur-
de. In der Praxis bedeutet das,
dass nun nach der Grundimmuni-
sierung (erste und zweite
Teilimpfung im Abstand von ei-
nem Monat, dritte Teilimpfung
nach einem Jahr) und einer er-
sten Auffrischung nach drei Jah-
ren, die weiteren Auffrischungen
(also ab der vierten Impfung) nur
mehr alle fünf Jahre durchgeführt
werden müssen. Ab dem 60. Le-
bensjahr erfolgt die Auffrischung
weiterhin alle drei Jahre, da die
schützenden Abwehrstoffe im
Blut rascher abnehmen. 

Die heurige FSME-Impfaktion in
der Impfstelle des Landes und in
den Bezirken dauert von Anfang
Februar bis Ende Juni. Für weite-
re Auskünfte wenden Sie sich bit-
te an die MitarbeiterInnen der
Impfstelle.

Infos: 
Dr. med. Marianne Wasser-
mann-Neuhold, Fachabteilung
8B -  Gesundheitswesen (Sa-
nitätsdirektion), 8010 Graz,
Paulustorgasse 4, Telefon:
0316/877-5551, Fax: 0316/877-
3555, E-Mail: marianne.was-
sermann-neuhold@stmk.gv.at

Gesundheit
Dr. Marianne Wassermann-Neuhold
Fachabteilung 8B - Gesundheitswesen

In Erwartung des Frühlings
- Neues von der FSME

Mit dem persönlichen Serviceheft der
Fachabteilung 8 B Gesundheitswesen ist
es ab sofort für jede Steirerin und jeden
Steirer noch leichter, sich rasch über die
Angebote und Hilfestellungen des Landes
Steiermark im Gesundheitsbereich zu in-
formieren. 

Das im steirischen Grün gehaltene handli-
che Büchlein versteht sich als „roter Fa-
den“ durch die verschiedenen Servicestel-
len: Angefangen von der Umweltmedizin,
über Ernährungsberatung, Gesundheitsför-
derung, Reisemedizin, Impfungen, Haus-
krankenpflege, psychischer Beratung und
Suchtvorbeugung bis hin zum mobilen
Röntgenbus, der Lebensmittelaufsicht so-
wie der Bildung und Weiterbildung in me-
dizinischen Berufen. 

Das Serviceheft ist kostenlos unter der
Telefonnummer 0316-877-4297, 3533
bzw. unter der E-Mail Adresse
fa8b@stmk.gv.at zu bestellen. Das Heft
zum Herunterladen sowie weitere Infor-
mationen über das umfangreiche Servi-
ceangebot im Gesundheitsbereich gibt
es unter der Internetadresse www.sani-
taetsdirektion.steiermark.at.

Führer durch das 
Gesundheitswesen

Rat und Tat bei allen Gesundheits-
fragen.



K U L T U R

www. landespressedienst .s te iermark.at 13

„Unser Ziel ist es, die archäologische For-
schung auf möglichst breiter Basis der
Fachwissenschaft und allen interessierten
Steirern zugänglich zu machen,“ sagt der
Direktor des Steiermärkischen Landesar-
chives, Dr. Josef Riegler, zu dieser im
Rahmen des Kultur- und Bildungspro-
grammes „Kultur im Archiv“ geführten
Veranstaltungsreihe.

Die Veranstaltungen finden jeweils um
18.00 Uhr im Wartingersaal des Steier-
märkischen Landesarchives, Karmeliter-
platz 3, statt. Ulla Steinklauber moderiert
die rund 50-minütigen Vorträge. Der Ein-
tritt kostet zwei Euro.

Das Programm der Vortragsreihe „Aktuel-
le Archäologie“ im ersten Halbjahr 2004:

Mittwoch, 4. Februar 2004, 18 Uhr
„GRÄBER IN HÜGELN“
Wolfgang ARTNER: Hallstattzeitliche
Grabhügel in St. Martin im Sulmtal
Christoph HINKER: Ein Grabhügel der
Zeitenwende in Rassach

Mittwoch, 11. Februar 2004, 18 Uhr
„STADT UND LAND ZUR RÖMER-
ZEIT“
Hannes HEYMANS: Flavia Solva
Georg TIEFENGRABER und Susanne

LEHNER: Eine Siedlung am Saazer
Kogel

Mittwoch, 25. Februar 2004, 18 Uhr
„URGESCHICHTLICHE SCHMELZ-
PLÄTZE UND SIEDLUNGEN“
Susanne KLEMM: Kupfergewinnung in
der Eisenerzer Ramsau
Christoph GUTJAHR: Siedlungen in Wil-
don und Wörschach

Mittwoch, 3. März 2004, 18 Uhr
„UNTER GRAZER PLÄTZEN“
Margret KRAMER: Freiheitsplatz
Diether KRAMER: Pfauengarten und
Karmeliterplatz

Weitere Informationen über Kulturver-
anstaltungen im Steiermärkischen Lan-
desarchiv erhalten Sie unter der
E-Mail-Adresse fa1d@stmk.gv.at oder
unter der Telefonnummer 0316/877-
3009, 3011.

Die Steiermark in Funden
Das Steiermärkische Landesarchiv weckt Interesse an Archäologie

Das Steiermärkische Landesarchiv hat sich mit seiner
Vortragsreihe „Aktuelle Archäologie“ zu einem fixen Treff-
punkt für archäologisch interessierte Steirerinnen und
Steirer entwickelt. 

Erstmals gibt es in der Ge-
schichte der österreichischen
Landesmuseen ein konzertan-
tes Angebot: das „neun mal
neun-Ticket“. Die gemeinsame
Eintrittskarte kann in jedem
der neun Landesmuseen er-
worben werden und berechtigt
bis Ende 2004 zum einmaligen
Besuch je einer Institution der
insgesamt neun Landesmu-
seen: Landesmuseum Burgen-
land, Eisenstadt, Landesmuse-
um Kärnten, Klagenfurt, Nie-
derösterreichisches Landesmu-

seum, St. Pölten, Oberöster-
reichische Landesmuseen,
Linz, Salzburger Museum Ca-
rolino Augusteum, Salzburg,
Landesmuseum Joanneum,
Graz, Tiroler Landesmuseum
Ferdinandeum, Innsbruck.

In den einzelnen Bundeslän-
dern haben die Besucher nun
die Qual der Wahl: In Graz
müssen sie entscheiden, ob sie
ihr 9x9-Ticket z.B. beim
Kunsthaus, beim Zeughaus, im
Schloss Eggenberg, in der

Neuen
Galerie
oder
beim
Stamm-
haus
des Landesmuseums Joan-
neums einlösen. Im Zeitraum
Jänner bis Februar 2004 prä-
sentiert jedes der neun Landes-
museen Österreichs in einer
Sonderausstellung je ein Ob-
jekt aus der Sammlung der an-
deren acht Landesmuseen. Das
Wien Museum ist z.B. mit ei-

nem „Eisenbahn-Spiel“ vertre-
ten, bei dem es sich um eine
Luxusausgabe für die Weltaus-
stellung 1837 handeln dürfte. 

Die Sonderausstellung ist im
Landesmuseum Joanneum
noch bis 15. Februar  in der
Neutorgasse 45 zu sehen. 

Ein Ticket öffnet die Pforten von neun Landesmuseen und das um nur neun Euro

Neun mal neun macht neun
Neun Bundesländer, neun Landesmuseen und ei-
ne große Bandbreite an Museumssammlungen
und Ausstellungen können zu einem sensationellen
Schnupperpreis von neun Euro besucht werden. 

Foto: LMJ Graz/Niki Lackner

„Das Eisenbahn-Spiel", Wien Museum, Brettspiel
mit Bildkarten und Würfeln, Wien, um 1837.
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Die Beliebtheit der
Veranstaltung lässt

sich daran ermessen, dass
es um die Einladung ein
„G’riss“ gibt, das dem um
den Offiziersball schon zu
ähneln beginnt - der all-
jährliche Medienempfang
im zweiten Stock der Gra-
zer Burg, zu dem Landes-
hauptmann Waltraud
Klasnic einlädt und zu
dem  „man/frau“ gerne
kommt. Freunde aus der
großen heimischen Me-
dienszene, für die ein Be-
such in der Grazer Burg

normalerweise mit Ar-
beit verbunden ist, trafen
einander dort wie in den
Jahren zuvor schon pri-
vat und gemütlich. Mehr
als 200 Besucher unter-
hielten sich - diesmal ne-
ben den Köstlichkeiten
aus dem Hause Oswald
auch bei Vulcano-Schin-
ken aus der Oststeier-
mark - prächtig bis ...?
Die Damen vom Reini-
gungsdienst hatten dies-
mal jedenfalls nieman-
den mehr angetroffen.

Steirer&B litze

Foto links: Landeshauptmann Waltraud Klasnic hatte zum
traditionellen Neujahrsempfang für die Medien eingeladen,
mehr als 200 Gäste hatten dieser Einladung in den zweiten
Stock der Grazer Burg gerne Folge geleistet. Foto unten:

„Hoher“ Besuch aus
Wien - Informationsdi-
rektor Gerhard Draxler
(Bild Mitte) traf seine
früheren Kollegen aus
dem Landesstudio
Steiermark, Reinhart
Grundner (li.) und
Mag. Helmut Schöff-
mann zu einem klei-
nen Fachplauscherl.

Steirerkrone-
Chefredakteur
Markus Ruthardt
mit Redaktions-
kollegen Ger-
hard „FOB“ Fel-
binger und Wirt-
schaftslandesrat
Dipl.-Ing. Her-
bert Paierl.

Hans Ainerdinger und „sein“ Chefredakteur
Norbert Wallner vom „Murtaler“ in der Runde
mit VP-Landesgeschäftsführer Bundesrat Mag.
Dr. Andreas Schnider, „Licht ins Dunkel“-Prä-
sentator a. D. und nunmehriger Programmchef
bei Bruno Rabls Mema TV in Kapfenberg, Pert
Oberhauser mit Tischdame Waltraud Klasnic.
Im Bild darunter: Chefredakteur der Presse-Re-
daktion Steiermark, Dr. Ernst Sittinger im ver-
tieften Gespräch mit der Gastgeberin.

Die Chefin vom Dienst des Stei-
ermark Report und Büromanage-
rin im Landespressedienst, Bri-
gitte Rosenberger wird vom Chef
der wie immer exzellent arbeiten-
den Burg-Service-Brigade, Hu-
bert Schadenbauer persönlich zu
einem Achterl überredet.



Das ORF-Ehepaar
Birgit und Oliver
Zeisberger, bei
dem sich bald
wieder Nach-
wuchs einstellen
wird, Christa Blü-
mel von der Stei-
rerkrone, Kurier-
Redakteurin Elis-
abeth Holzer,
Mag. Ulli Glettler
halb verdeckt von
OE 1-Mann Mag.

Hans Christian Scheidt. Foto
links: „Heinz, du wirst es nicht
glauben ...“ Fernsehredakteur
Dr. Franz Klinger im Gespräch
mit FH-Studiengangsleiter Dr.
Heinz M. Fischer und ORF-
Steiermark-Kulturchef Mag.
Peter Wolf. Bild darunter: Auch
Ex-White Star, ORF-Moderator
Walter Reischl sagte in der
Burg Guten Abend.

Steirer&B litze
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LH Waltraud Klasnic und Lan-
desrätin Mag. Kristina Edlin-
ger-Ploder mit Klubobmann
Mag. Christopher Drexler, den
Landesräten Hermann Schüt-
zenhöfer, dazwischen Landes-
pressechef Dr. Dieter Rupnik,
dann Dipl.-Ing. Herbert Paierl
und Hans Seitinger.

Bild unten: Was mag Kleine-Re-
dakteur Mag. Claus Albertani (ste-
hend) da wohl zum Besten gege-
ben haben, dass Landesrat Her-
mann Schützenhöfer, Kleine-Che-
fredakteur Dr. Erwin Zankel und
ORF-Landesdirektor Mag. Dr. Ed-
gar Sterbenz in derart schallendes
Gelächter ausgebrochen sind?

Darf sich auch
schon zu den
Oldies, but
Goldies unter
den Journalsi-
ten zählen:
Hans Mucha
(Bildpost)

Ebenfalls mit
von der Partie -
Reinhold
Gmeinbauer,
Geschäftsfüh-
rer der Grazer
Woche.

Sämtliche Fotos:
Landesspressedienst

Von einem weiteren
Journalistenfesterl

wäre ebenfalls zu berichten.
Dieses ging vor kurzem im
Steirischen Presseclub über
die Bühne und hatte als
Hauptdarsteller Franz
Grabner, ehemaliger NZ-
Redakteur und Chefredak-
teur des „Obersteirer“, vor
allem aber Langzeit-Ob-
mann des Presseclubs. Von
1986 bis 1993 war Franz
Grabner Geschäftsführer
des Presseclubs, dann über-
nahm Mag. Dr. Heinz M.
Fischer die Geschäftsfüh-
reragenden und Franz
Grabner zog sich auf den
Obmannposten zurück.

Seit 22. Jänner ist Franz
Grabner nun Ehren-
obmann und Johannes Kü-
beck von der Kleinen Zei-
tung tritt - zumindest bis
zur Neuwahl im Mai die-
ses Jahres - an die Ob-
mannstelle. Neben netten
Worten und ebenso netten
Geschenken gab es dabei
auch ein Wiedersehen mit
Journalisten-Legenden wie
Gerhard Kaller von der
Kleinen Zeitung und Adolf
„Ivo“ Hirschler von der
NZ, von der auch Chefre-
dakteur a.D. Josef Riedler
und Günther „Gunk“ Gru-
ber gekommen waren.

Bild rechts: Heinz Fischer mit dem
neuen Obmann Johannes Kübeck
und dem scheidenen Presseclub-
Obmann und nunmehr Ehrenob-
mann Franz Grabner (von links).



Der eine geht, die andere
kommt: Andrea Rotschädl folgt

Ludwig Lanzenbacher im Büro Voves nach
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Mit Jahresende wech-
selte im Büro von

Landeshauptmann-Stv.
Mag. Franz Voves eine In-
stitution in den wohlver-
dienten Ruhestand: Lud-
wig Lanzenbacher. „Wig-
gerl“ wie der stets gut Ge-
launte von seinen Kolle-
ginnen und Kollegen lie-
bevoll genannt wird, hatte
und hat stets für jeden ein
offenes Ohr und für jedes
noch so knifflige Problem
eine Lösung parat. Er war
28 Jahre in der Grazer
Burg tätig und arbeitete in
seiner Karriere unter vier
Landeshauptmannstell-

vertretern - von Adalbert
Sebastian über Hans
Gross zu Peter Schachner
und zuletzt Franz Voves.

Seine Nachfolgerin ist die
30-jährige Dr. Andrea
Rotschädl, Tochter des
steirischen AK-Präsiden-
ten Walter Rotschädl. Die
Juristin mit den Fachge-
bieten Vertragswesen und
Wahlen war in ihrer bishe-
rigen beruflichen Karriere
als Referentin beim ehe-
maligen Finanzlandesrat
Hans-Joachim Ressel und
zuletzt im Landesverfas-
sungsdienst tätig.

Steirer&B litze

56Moarschaften be-
stehend aus je vier

Damen und Herren - ins-
gesamt 224 „Eisschüt-
zen“ - nahmen Mitte Jän-
ner in Thal bei Graz an
den 29. Landesmeister-
schaften der Landesbe-
diensteten im Eisstock-
schießen teil und  kämpf-
ten um jeden Zentimeter

auf dem Eis. Für die
Gruppensieger Auto-
bahnmeisterei Graz 1,
Bezirkshauptmannschaft
Weiz, LKH Hörgas, LKH
Deutschlandsberg und
Straßenmeisterei Feld-
bach West ging es dann
um den Tagessieg, den
sich die Autobahnmeiste-
rei Graz 1 mit Josef Pilz,

Stehend von links:
Bürgermeister-Stell-
vertreter der Gemein-
de Thal Peter Schick-
hofer, Hannes Weber,
Franz Gruber (LPV),
Monika Lammer,
Günther Ablasser,
Walter Hofer und Jo-
sef Pilz.

Walter Hofer, Hannes
Weber und Günther Ab-
lasser sichern konnte. Or-
ganisiert wurden die Lan-
desmeisterschaften am
Thalersee von Monika
Lammer und Personal-
vertreter Karl Gföller von
der Autobahnmeisterei
Graz ! 

„Herzblatt-Lotterist“ Oliver Zeisberger vom
ORF mit dem chirurgischen Chefarzt der GKK,
Dr. Rolando Bura (li.) und Polizeidirektor Hofrat
Dr. Helmut Westermayer.

Die mahnenden Worte
von Landesstatisti-

ker Dr. Ernst Burger
(„Weniger Eheschließun-
gen, weniger Kinder“)
hatte man offensichtlich
auch jenseits des Hühner-
berges im Südosten von
Graz vernommen, wo
man im Pirchinger Gast-
hof „Zur Granitzmühle“
zum „Single Ball“ lud.
An die 400 Personen -
echte Singles, solche, die
es gerade noch sind, und
auch solche, die nur
„Single-Schauen“ waren
- hatten Säle und Disco-
zelt gefüllt. Mitverant-
wortlich für den großen
Ballerfolg war ORF-Auf-
wecker aller SteirerInnen,
Starmoderator Oliver
Zeisberger, der sich nicht

nur als „Zuagrasta“ in
seiner neuen Heimatge-
meinde Empersdorf mit
Gattin Birgit und Sohne-
mann Max - das Ge-
schwisterl kommt bald -
ausgesprochen wohl
fühlt, sondern seine Be-
liebtheit noch insoferne
steigerte, als er in selbst-
loser Weise sofort ja sag-
te, als er um die Modera-
tion der „Herzblatt-Lotte-
rie“ in der Nachbarge-
meinde Pirching bei den
Tiebers gefragt wurde.
Für einen Schwung Gra-
zer Singles hatten die bei-
den attraktiven „Peppo-
ne“-Damen,  Monika und
Joana vom Franziskaner-
platz gesorgt, die für den
Kartenverkauf in Graz
zuständig zeichneten.

Dr. Herbert Knapp (re.)
mit seinem früheren
Chef, Soziallandesrat
Josef Gruber, der ihn
von der Polizei Graz in
das Land Steiermark
geholt hatte.

Ebenso liebenswürdig
wie kompetent -

Hofrat Dr. Herbert Knapp,
der sich nunmehr mit 1.
März in den Ruhestand
verabschiedet. „Gelernt“
hatte Herbert Knapp den
praktischen Teil des Juri-
stenhandwerkes bei der
Grazer Polizei, aber bereits
zu Beginn der 70er Jahre
holte der legendäre Sozial-
landesrat Josef Gruber den
aufstrebenden Jung-Juri-
sten von den lichten

Höhen der Paulustorgasse
hinunter in das Grazer
Landhaus. Nachdem er
sich bei Langzeit-Landes-
rat Sepp Gruber ebenso
profiliert hatte wie bei der
Polizei, war es nicht weit
zum Büroleiter, wo er mit
dem heutigen Bezirks-
hauptmann von Knittel-
feld, Dr. Werner Wurzbach
die Büro-Agenden wahr-
nahm. Später wurde Her-

bert Knapp  Vorstand der
„Neuner“, der damaligen
Sozialabteilung und wurde
mit der neuen Geschäfts-
ordnung Leiter der Fach-
abteilung 11A. Langewei-
le im Ruhestand ist nicht
angesagt, denn Herbert
Knapp ist gemeinsam mit
seinem Bruder Univ.-Di-
pl.-Ing. Dr. Kurt Knapp an
der Knapp Logistik Auto-
mations GmbH. beteiligt.

Foto: Landespressedienst
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Mit dem Großen Gol-
denen Ehrenzei-

chen des Landes Steier-
mark zeichnete Landes-
hauptmann Waltraud Klas-
nic kürzlich Mag. Franz
Ivan und Dr. Walter Schaf-
felhofer aus. Mag. Ivan ist
Präsident des „Verbandes
der österreichischen Zei-
tungsherausgeber und Zei-
tungsverleger“ und Ge-
schäftsführer der Tagezei-

tung „Die Presse“. Dr.
Schaffelhofer ist als Gene-
ralsekretär für die Interes-
sen der Zeitungsherausge-
ber aktiv - eine Funktion,
die Mag. Ivan ebenfalls
ausgeübt hatte. An der Fei-
erstunde nahmen auch Alt-
bischof Johann Weber,
Landeshauptmann a.D. Dr.
Josef Krainer und der Drit-
te Landtagspräsident Ing.
Hans Kinsky teil.

Ein Freundestreffen an
der „Nebenfront“ zur

Tourismusmesse, die von
der polnischen Aussteller-
seite diesmal unter den
Schwerpunkt Masurien
gestellt worden war, gab
es im „Häuserl im Wald“.
Fremdenverkehrsdirektor
Mag. Wlodzimierz „Wlo-
dek“ Szelag hatte seine
steirischen Journalisten-
freunde und den polni-
schen Honorarkonsul Lan-
desamtsdirektor a. D. Dr.

Gerold Ortner zu einem
Abendessen eingeladen.
So gab es für die polnische
Delegation mit der attrak-
tiven Bürgermeisterin Jo-
lanta Piotrowska von Gi-
zycko, dem ehemaligen
ostpreussischen Lötzen,
dem dortigen Fremden-
verkehrsdirektor Dr.
Robert Kempa sowie den
Österreich-Chef der LOT,
Piotr Koscinski ein Wie-
dersehen beziehungsweise
Kennenlernen mit Steirer-

krone-Chef Markus Rut-
hardt, Mag. Petra Pras-
caics, die sich soeben voll
in die Aktion „Kinderle-
ben“ einbringt, von der
Kleinen Zeitung, Presse-
Steiermark-Chef Dr. Ernst
Sitttinger, den höchst Po-
len-erfahrenen Seppi Bar-
wirsch vom „Neuen Gra-
zer“ und Landespresse-
chef Dr. Dieter Rupnik.

PS.: Die Masurische Seen-
platte ist ein total heißer
Urlaubstipp.

Foto: slb

Michael Schlamberger, Gisela Hopfmüller, und
Edgar Sterbenz (von links).

Seinen neuesten Univer-
sum-Streifen „Plitvice -

Im Land der fallenden
Seen“ zeigte Dr. Michael
Schlamberger auf Einla-
dung von Landeshaupt-
mann Waltraud Klasnic in
der Grazer Burg. Rund 250
Gäste erlebten die Urauf-
führung der Dokumentati-
on mit, darunter auch ORF-
Landesdirektor Dr. Edgar
Sterbenz und Universum-
Hauptabteilungsleiterin Dr.

Gisela Hopfmüller. In die-
ser Universum-Dokumen-
tation zeigt Produzent
Schlamberger die Natur-
wunder der Plitvicer Seen,
des ursprünglich ersten Na-
tionalpark Europas. Das
sind insgesamt 16 berühm-
te Karstseen, die sich in ei-
ner Länge von mehr als sie-
ben Kilometern treppenför-
mig aneinander reihen und
durch Wasserfälle mitein-
ander verbunden sind.  

Neuer Spendenrekord
beim Benefiz-Ga-

laabend „Steirer helfen
Mariazell“ - 35.000 Euro
spielte diese Veranstal-
tung im Grazer Minori-
tensaal für die Basilika
Mariazell  ein. Mitver-
antwortlich für dieses
stolze Ergebnis war Otto
Schenk, der mit Auszü-
gen aus seinem Pro-
gramm „Alles Mögliche
zum Lachen“ für Humor
vom Feinsten sorgte. Im

Foto: Fischer

Linkes Bild: Dr. Walter Schaf-
felhofer, Landeshauptmann
a.D. Dr. Josef Krainer, Lan-
deshauptmann Waltraud
Klasnic und Mag. Franz  Ivan
(v. li. n. re.).
Die Bürgermeisterin von Gi-
zycko, Jolanta Piotrowska
mit dem polnischen Honorar-
konsul Dr. Gerold Ortner (li.)
und dem polnischen Frem-
denverkehrsdirektor in Wien,
Mag. Wlodzimierz „Wlodek“
Szelag.

Foto: Wiesner

Generaldirektor
Josef Kassler,
(Die Steiermärki-
sche), Pater Su-
perior Mag. Karl
Schauer, Otto
Schenk und Kom-
merzialrat Hans
Roth.

Komitee „Steirer helfen
Mariazell“ haben sich
auf Initiative von Sau-
bermacher-Chef Kom-
merzialrat Hans Roth
führende steirische Un-
ternehmer und
Führungskräfte wie Gra-
zer Wechselseitigen Ge-
nereraldirektor Dr. Oth-
mar Ederer, Generaldi-
rektor  Josef Kassler
(Steiermärkische Spar-
kasse), Dr. Michael
Krainer, Industriellen-

vereinigung-Präsident
Dr. Michael Mayer-
Rieckh, Wirtschaftskam-
mer-Präsident Kommer-
zialrat Peter Mühlba-
cher, Styria Generaldi-
rektor  Dr. Horst Pirker,
ORF-Landesdirektor
Mag. Dr. Edgar Sterbenz
und Pater Superior Mag.
Karl Schauer zusam-
mengefunden, um die
Basilika zukünftigen Ge-
nerationen in ihrer voll-
en Schönheit zu erhalten.
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S T E I E R M A R K  R E P O R T S P E Z I A L

Das Internet hat sich so schnell wie keine
Technologie zuvor in unserer Gesellschaft
etabliert.  Elektronische Information und
Kommunikation bieten neue und ungeahn-
te Möglichkeiten. Von diesen Änderungen
ist vor allem die Verwaltung betroffen,
weil Information und Kommunikation de-
ren wesentlichste Betriebsmittel sind.
Durch die sprunghafte Verbreitung der
elektronischen Medien ergeben sich daher
gerade in diesem Bereich eine Fülle von
Verbesserungsmöglichkeiten. 

Während die audiovisuelle Kommunikati-
on davon kaum betroffen ist, eröffnet sich
für die Bereiche, in denen Papier verwen-
det wird, ein enormes Potenzial. Die größ-
ten Chancen liegen dabei nicht in den
Übergangsstadien wie der elektronischen
Post oder der Textverarbeitung. Gerade
die Funktionen im Bereich der elektroni-
schen Medien, für die es keine Analogien
im Bereich der Papierverwaltung gibt,
können den größten Forschritt bieten, wie
z.B. ein Antragsformular, das auf Fehler
reagiert und, falls gewünscht, eine Adres-
se suchen hilft oder ein zentrales Register,

das die mühsame Kommunikation mit der
Meldebehörde überflüssig macht.

Daraus ergibt sich, dass Verwaltungsab-
läufe neu konzipiert werden müssen.
Nicht die 1:1-Abbildung von Papierabläu-
fen, sondern intelligente, integrierte Lö-
sungen sind anzustreben. Nur so kann ein
Quantensprung in den Bereichen Bürger-
service und Verwaltungseffizienz er-
reicht werden. Dabei ist jedoch eine
geänderte Kostenstruktur zu beachten.
Während beim Papier die Kosten der ein-
zelnen Transaktion die Gesamtkosten be-
stimmen, dominieren bei den elektroni-
schen Systemen die Entwicklungskosten.

Unterschiedlich sind auch die Zeit-
dimensionen:
Die Papierverwaltung wurde über Jahr-
hunderte aufgebaut und perfektioniert.
Für die E-Government-Umsetzung ste-
hen nur ein paar Jahre zur Verfügung.

Damit diese elektronische Verwaltung
in der bestmöglichen Form und in kurzer
Zeit entstehen kann, ist eine enge Koope-
ration aller Verwaltungsebenen erforder-

lich: Grundsätze müssen aufeinander ab-
gestimmt, zentrale Systeme gemeinsam
konzipiert und Schnittstellen zwischen
den bestehenden Systemen geschaffen
werden. Vielseitig verwendbare Basis-
funktionen schaffen die Möglichkeit für
eine kostengünstige Systementwicklung.

Nur wenn BürgerInnen und Wirtschaft
über die Verfügbarkeit von E-Govern-
ment-Anwendungen informiert werden,
werden diese auch breite Anwendung fin-
den. Eine effiziente und abgestimmte Me-
dienarbeit ist daher ebenfalls unerläss-
lich.

E-Government Masterplan -
die Initiative

E-Government in dieser Form kann dann
in kurzer Zeit realisiert werden, wenn es
generalstabsmäßig geplant und umgesetzt
wird. Aus diesem Grund hat Landes-
hauptmann Waltraud Klasnic auf Basis
eines Beschlusses der Landeshauptleute-
konferenz die Erstellung eines derartigen
E-Government-Masterplans initiiert.

Eine Arbeitsgruppe bestehend aus Vertre-
tern des Bundes, der Länder, Städte und
Gemeinden hat in einer Arbeitsgruppe,

Am 1. März 2004 wird das E-Government-Gesetz in Kraft treten

E-Government-Masterplan Dipl.-Ing.
Franz Grandits
(Fachabteilung
1B -Informati-
onstechnik) ist
Vorsitzender
der techni-
schen E-Go-
vernment-
Bund-Länder-
Gemeinden-
Arbeitsgruppe.

VON FRANZ GRANDITS

Das E-Government-Gesetz bildet die notwendige
Grundlage, um die vielfältigen Vorhaben, z.B. Erledi-
gung von Behördenwegen per Internet, zu realisie-
ren. Die Steiermark hat die Initiative für einen öster-
reichweiten E-Government Masterplan übernommen
und den Bund, die anderen Länder, Gemeindebund
und Städtebund zur Mitarbeit eingeladen. Der hier be-
schriebene Masterplan befindet sich bereits in Um-
setzung: Im Laufe dieses Jahres wird u.a. der Start-
schuss für die elektronische Zustellung und Bezah-
lung sowie das Standarddokumentenregister fallen.
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moderiert durch das Management Zen-
trum St. Gallen von April bis Juli 2003
Vorschläge für diesen strategischen E-Go-
vernment-Gesamtplan erarbeitet und auf
Expertenebene abgestimmt. 

Die Vorschläge kamen aus allen Berei-
chen der Verwaltung. Aus den ursprüng-
lich 20 Vorschlägen wurden rasch 40. Die
vorgeschlagenen Maßnahmen betreffen
sogenannte Querschnittsfragen, also Fra-
gen, für die eine gemeinsame und einheit-
liche Vorgangsweise zwischen den Ge-
bietskörperschaften notwendig oder emp-
fehlenswert ist. 

Sie sind aber nicht als abgeschlossene
Auflistung von Projekten oder Vorhaben
zu sehen. Der Masterplan sollte vielmehr
als Startschuss für eine koordinierte Ent-
wicklung von integrierten E-Government-
Lösungen dienen.

Grundlagen

E-Government Gesetz

Integrierte und bürgerfreundliche E-Go-
vernment-Lösungen benötigen einheitli-
che Lösungsansätze von neuen Fragen,
wie die der Identifikation und Au-

thentifizierung von
AntragstellerInnen
oder der Zulässig-
keit von Nachwei-
sen durch ein Doku-
mentenregister. Da-
neben sind  eine
Reihe von gesetzli-
chen Regelungen zu
ändern, welche der-
zeit explizit auf die
Papierverwaltung
zugeschnitten sind,
wie im Bereich der
Zustellung.

Finanzierung und Kosten

Die Finanzierung verwaltungsübergrei-
fender Systeme durch Transaktionsge-
bühren hat sich als nutzungshemmend er-
wiesen und entspricht auch nicht der Kos-
tenstruktur von IT-Systemen mit einem
hohen Basisaufwand und geringen nut-
zungsabhängigen Tangenten. Hier müssen
neue Modelle gesucht werden. 

Aber auch die Kostenstruktur für die Bür-
ger muss angepasst werden. Aufgrund der
bestehenden gesetzlichen Regelungen
sind Internet-Anbringen derzeit als
schriftliche Eingabe zu betrachten und es
fallen daher weitaus
höhere Gebühren an
als bei einer persönli-
chen Vorsprache. Die
Tatsache, dass billi-
gere Leistungen teu-
rer vergebührt wer-
den, ist zu ändern, da-
mit auch ein entspre-

chender Anreiz für die Kunden der Ver-
waltung geschaffen wird.

Styleguide für intelligente Formulare

Formulare sind ein Kernbestandteil der
Verwaltung und haben bei den BürgerIn-
nen kein gutes Image. Elektronische For-
mulare bieten hier ein wesentlich größeres
Potenzial für Benutzerfreundlichkeit. Ge-
rade weil die BürgerInnen eine große An-
zahl unterschiedlicher Verfahren mit ge-
ringer Häufigkeit benutzen, ist ein gleich-
artiges Aussehen derartiger Formulare
und eine einheitliche Bedienung erforder-
lich, damit dieses Potenzial genutzt wer-
den kann.

Online-Strategien

Online-Anwendungen basieren auf einer
Reihe von Grundsätzen, die einheitlich
gestaltet werden müssen, damit sie leicht
bedient werden können und durch gleich-
artige Rahmenbedingungen eine  entspre-
chende Vertrauensbasis mit den BürgerIn-
nen aufgebaut werden kann. Neben den
durch das E-Government-Gesetz sowie
durch andere Maßnahmen definierten
Grundsätzen gibt es eine Reihe von The-
men, die einvernehmlich zu regeln sind,
wie die parallele Verfügbarkeit der her-
kömmlichen Abwicklung neben der elek-

Das E-Government-Haus.

E-Government-
Masterplan und
Umsetzung. 
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tronischen Abwicklung oder die zeitlich
durchgehende Verfügbarkeit von Anwen-
dungen.

Sicherheitsmanagement

Ein ausgereiftes und abgestimmtes Si-
cherheitsbewusstsein auf allen Ebenen der
Verwaltung ist Voraussetzung für das not-
wendige Vertrauen der BürgerInnen in die
elektronische Verwaltung. Dafür sind ab-
gestufte Sicherheitsmaßnahmen zu ent-
wickeln und umzusetzen.

Gemeinsame Aktivitäten

Virtuelles E-Government-Kompetenz-
zentrum

Eine Reihe von E-Government-Anwen-
dungen kann von verschiedensten Ebe-
nen der Verwaltung benutzt werden. Ge-
meinsame Projekte zwischen verschiede-
nen Gebietskörperschaften konnten aber
bisher nur in vereinzelten Fällen umge-
setzt werden. In den nächsten Monaten
sollten für die wesentlichen Maßnahmen
des Masterplans Umsetzungspläne vor-
gelegt werden. Eine Bündelung des
Know-hows  und der Kapazitäten für ge-
meinsame Entwicklungen ist dringend
erforderlich, um die Maßnahmen des
Masterplans rasch, kostengünstig und
mit hoher Qualität umsetzen zu können.
Für die übergreifenden Projekte soll da-
her ein einheitlicher organisatorischer
Ansatz geschaffen werden. 

E-Government Award

Ein E-Government Award soll den Anreiz
erhöhen, vorbildliche E-Government An-
wendungen zu erarbeiten. Für die Bewer-
tung sind entsprechende Kriterien zu erar-
beiten, wobei neben dem Nutzen für Bür-
gerInnen, Wirtschaft und Verwaltung auch
die vereinbarten Standards und die Krite-

rien des E-Awards berücksichtigt werden
sollen. 

Basissysteme und Infrastruktur

Standarddokumentenregister

Geburtsurkunde, Staatsbürgerschafts-
nachweis und Meldenachweis sind in vie-
len Verfahren als Beilage notwendig. In
Hinkunft soll auf die Vorlage dieser Doku-
mente verzichtet werden können, wenn
der Bürger die Übertragung von Daten
dieser Nachweise ins Zentrale Melderegi-
ster (ZMR) wünscht. Für die Umsetzung
dieses Vorhabens ist die Lösung der Fi-
nanzierung entscheidend, weil sich die
Verrechnung von Transaktionsgebühren
zwischen den Gebietskörperschaften als
nutzungshemmend erwiesen hat.

Adressregister

Die Güte von Adressen ist entscheidend
für Meldewesen und Zustellung. Die Qua-
lität dieser Adressen soll durch ein ein-
heitliches und für alle E-Government-An-
wendungen verfügbares Adressregister er-
höht werden.

Register für Organisationen

Das Firmenbuch beinhaltet nur einen Teil
der juristischen Personen, welche am E-
Government teilnehmen sollen. Ein eige-
nes Register soll das Datenmaterial vor-
handener Register zusammenfassen und
Platz für die Registrierung zusätzlicher ju-
ristischer Personen schaffen.

Vereinsregister

Alle Vereinsgründungen sowie die im Ver-
ein durchgeführten Änderungen sind jener
Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen,
in welcher der Vereinssitz liegt. Die
Behörde hat unter anderem dafür Sorge zu
tragen, dass österreichweit kein neuer Ver-

ein zugelassen wird, wo es auf Grund des
Vereinsnamens durch Ähnlichkeiten zu
Verwechslungen kommen kann. Zur
leichteren Administration soll ein System
geschaffen werden, in dem sowohl die ört-
lichen wie auch das zentrale Vereinsregis-
ter abgebildet werden können.

Verbund der Bürgerportale

In Österreich gibt es eine Reihe von Porta-
len und Informationen für BürgerInnen
und Wirtschaft. Nur ein Teil der Verfahren
sind über „help.gv.at“ vernetzt. Die War-
tung der Links ist aufwändig und feh-
leranfällig.  Die Festlegung einheitlicher
Lebenssituationen bzw. Themenbereiche
soll die Auffindbarkeit der Informationen
in den unterschiedlichen Portalen verbes-
sern. Durch die Schaffung einheitlicher
Schnittstellen sollen nicht nur über
help.gv.at, sondern von jedem Portal in
diesem Verbund aus alle Informationen
der öffentlichen Verwaltung zu den ge-
wünschten Lebenssituationen abrufbar
sein. 

>help.gv.at< als Informations- und
Transaktionsportal

Den BürgerInnen und der Wirtschaft soll
zusätzlich zu den bestehenden Anwen-
dungsportalen ein einheitlicher Zugang zu
Verfahrensinformationen und -transaktio-
nen angeboten werden. Institutionen ohne
eigenes Portal können mit „help.gv.at“ im
E-Government präsent sein. 

Signaturinfrastruktur

Bürgerkarte Light

Für den Zugang zu Verfahren der öffentli-
chen Verwaltung, die eine gesicherte Aut-
hentifizierung benötigen, soll die Perso-
nenbindung nach dem System der Bürger-
karte zur Anwendung kommen. Um die
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Verwendung dieses Systems anzuregen
sollen Implementierungen forciert wer-
den, welche bestehende Strukturen und
Lösungen benutzen wie z.B. die Handy-
signatur.

Serverkomponenten zur Signatur

Im Zuge der Umsetzung und Verbreitung
der digitalen Signatur stehen Verwal-
tungsorganisationen vermehrt vor dem
Problem, eingehende signierte Schrift-
stücke zu prüfen, ausgehende Erledigun-
gen zu signieren, oder auf Basis der Sig-
natur Personen zu identifizieren. Die
dafür notwendigen Schritte und Program-
me sind komplex. Eine Synergie und Har-
monisierung ist daher dringend notwen-
dig. Durch die, vom Bund als Open Sour-
ce zur Verfügung gestellten Komponenten
können diese Vorgänge wesentlich verein-
facht werden.

Elektronisches Amtssiegel

Ausfertigungen, die mit Hilfe automations-
unterstützter Datenverarbeitung erstellt
werden, bedürfen derzeit nach gültiger
Rechtslage keinerlei Endfertigung oder Be-
glaubigung. Wenn diese Unterlagen in an-
deren Verfahren der öffentlichen Verwal-
tung benötigt werden, bieten diese Unterla-
gen jedoch keine ausreichende Sicherheit.
Durch die Installation von Signaturservern
und die Signierung derartiger Ausfertigun-
gen soll die Sicherheit erhöht werden.

Personenbindung für juristische 
Personen

Neben der Personenbindung für natürliche
Personen, welche bereits geregelt ist, soll
die Personenbindung für juristische Perso-
nen definiert werden. Das System sieht
die Ausstellung von Vertretungsvollmach-
ten basierend auf dem Register für Orga-
nisationen vor.

Bürgerkartentauglicher
Personalausweis und Führerschein

Zur Verbreitung des Konzepts der Bürger-
karte soll eine bürgerkartentaugliche
Chip-Karte als Führerschein und Perso-
nalausweis dienen. Mit dieser Karte kann
dann auch signiert werden. 

Besserer Zugang zum Netz

Österreich liegt im Bereich der Internet-
Nutzung im EU-Spitzenfeld. Allerdings
wird das Internet meist über langsame Te-
lefonleitungen benutzt. Nun soll der Auf-
bau einer Breitband-Infrastruktur (ADSL)
intensiviert werden. Durch die verstärkte
Aufstellung von öffentlichen Internet-Ter-
minals und die Installation von Hotspots
soll die Verfügbarkeit von Internet-An-
wendungen auch für Personen ohne Inter-
net-Zugang sowie für mobile Benutzer
verbessert werden.

Standards, Schnittstellen 
und Basisfunktionen

Kommunikationsarchitektur

E-Mail und Textverarbeitung sind wichti-
ge Übergangsstadien auf dem Weg zu in-
tegrierten Lösungen. Ein hochentwickel-

tes E-Government muss aber auf Transak-
tionen und strukturierten Daten aufbauen,
um das volle Potenzial elektronischer Lö-
sungen ausschöpfen zu können. Eine
Vielzahl unterschiedlicher Systeme er-
zwingt die Definition produktneutraler
Schnittstellen. 

Unterschiedliche Schnittstellendefinitio-
nen würden zu einem enormen Aufwand
für integrierte Lösungen und zu einem
Qualitätsproblem führen. Informations-
strukturen müssten vielfach transfor-
miert werden, unterschiedliche Kommu-
nikationsschnittstellen wären zu bedie-
nen.

Eine  so genannte Kommunikationsarchi-
tektur soll einheitliche Strukturen und
Standards in die unterschiedlichen
Schnittstellen bringen. Der Rahmen be-
zieht sich auf die Schichten 

* Transport, 
* Authentifizierung/Autorisierung und die
* Nettodaten. 

Die Architektur soll auf vorhandenen An-
sätzen wie dem Portalverbund, der
Schnittstelle für Zustellungen usw. auf-
bauen, diese weiterentwickeln und einen
einheitlichen Überbau bilden.

Die Grafik
zeigt, dass al-
leine bei der
Antragstellung
eine Reihe
von Schnitt-
stellen bedient
werden müs-
sen.
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Einheitliche XML-Strukturen 
für Bescheide

Unterschiedliche Bescheidformate ver-
hindern die automatisierbare Weiterverar-
beitbarkeit. Einheitliche XML-Strukturen
sollen Abhilfe schaffen

E-Payment

E-Government und elektronisches Bezah-
len sind derzeit meist nur entkoppelt ab-
wickelbar. Es wird daher für den Ab-
schluss eines Verfahrens meist auf den
Zahlungseingang gewartet. Die Zuord-
nung des Zahlungseinganges zum Verfah-
ren muss überwiegend händisch erfolgen.
In Zusammenarbeit mit den Banken wur-
de eine einheitliche Schnittstelle für Zah-
lungsaufforderung und Zahlungsbestäti-
gung festgelegt. Diese Schnittstelle soll
nun so rasch wie möglich von den Banken
und in entsprechenden E-Government-
Anwendungen umgesetzt werden. Durch
die sofortige Zahlungsbestätigung kann
das Verfahren wesentlich schneller abge-
wickelt werden. Die Bürger können belie-
bige Zahlungssysteme verwenden.

Behördeninterner Portalverbund

Der behördeninterne Portalverbund bildet
eine Sicherheitsstruktur für behörden-
übergreifende Anwendungen in den Be-
reichen Authentifizierung und Rechtever-
waltung. Die Kommunikation kann dabei
über das Internet erfolgen. Das zwischen
Bund, Ländern, Städten und Gemeinden
vereinbarte Schema beinhaltet das soge-
nannte Portalverbundprotokoll, einheitli-
che Sicherheitsklassen als Sicherheitsma-
nagement und als rechtliche Absicherung
die Portalverbundvereinbarung.  Es er-
möglicht eine effizientere  Benutzer- und
Rechteverwaltung mit dem jeweiligen lo-
kalen System.

Das Zentrale Melderegister (ZMR) und
das Identitäts-Dokumenten-Register
(IDR) sind bereits in diesem Verbund ver-
fügbar. Es sollen nun möglichst rasch alle
übergreifenden Anwendungen und hier
vor allem die Register des Bundes in die-
sen Verbund integriert werden. 

Das System des Portalverbundes eignet
sich aber nicht nur für behördeninterne
Aufgaben. Wenn E-Government Anwen-
dungen anderen Rechtsträgern zur Verfü-
gung gestellt werden und diese abgestufte
Rechteprofile aufweisen, kann es auch für
derartige Anwendungen eingesetzt wer-
den. Dabei sollten jedoch eigene Sicher-
heitszonen verwendet werden, um Über-
schneidungen mit verwaltungsinternen
Anwendungen und daraus resultierende
Sicherheitsprobleme von vornherein aus-
zuschließen. 

Programmierstandards 
für Web-Anwendungen

Unterschiedliche Realisierungsformen er-
schweren derzeit die Übernahme von Lö-
sungen anderer öffentlicher Stellen bzw.
die Integration von gemeinsamen Basis-
funktionen. Durch die Definition und Um-
setzung gemeinsamer Programmierstan-
dards für diese Bereiche kann dieses Pro-
blem gelöst werden.

Langzeitarchivierung

IT-Systeme und Anwendungen sind einem
raschen Wandel unterworfen. Datenträger
und Datenformate sind schon nach eini-
gen Jahren nicht mehr lesbar. Es sind da-
her entsprechende Vorschläge zu erarbei-
ten, um den Rechtsbestand, der oft über
Jahrzehnte relevant ist, durch die Verfüg-
barkeit der zugehörigen elektronischen In-
formationen zu sichern. Für folgende Teil-

bereiche sind entsprechende Vorschläge
zu erarbeiten:

* Lesbarkeit der Datenträger
* Lesbarkeit von Datenformaten
* Sicherstellung der Unveränderbarkeit

Offizielle elektronische Einlaufadresse:

Bei geringer Verfahrensfrequenz und bei
kleineren Organisationen sind integrierte
E-Government-Lösungen nicht rentabel.
Portale sollen daher für derartige Verfah-
ren elektronische Anträge ohne Medien-
bruch an die zuständigen Organisationen
weiterleiten. Ein zentrales Verzeichnis
elektronischer Einlaufadressen soll den
BürgerInnen einen leichteren Zugang zu
den Behörden bieten.

Geo-Informationen

Geo-Informationen sind ein wichtiger Be-
standteil öffentlicher Verfahren. Durch die
Schaffung einheitlicher Standards sollen
Geodaten leichter übermittelt bzw. verar-
beitet werden können. 

Ein wichtiger zu klärender Aspekt ist in
diesem Zusammenhang auch die Kosten-
frage. Welche Geodaten sollen kostenfrei
öffentlich verfügbar sein, bzw. wann sol-
len Kosten verrechnet werden und in wel-
cher Form sind diese zu ermitteln.

Umsetzung Verzeichnisdienste

Im Zusammenhang mit dem Portalver-
bund wurde ein einheitliches Verzeichnis-
schema für Organisationen der öffentli-
chen Verwaltung und deren Bedienstete
entwickelt. Die Umsetzung bei den Ge-
bietskörperschaften sichert einen einheit-
lichen Zugang von Bürger und Verwal-
tung zu diesen Informationen und bildet
damit die Basis für einen  elektronischen
Amtskalender.
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Elektronische Zustellung

Die elektronische Zustellung bringt einen
erheblichen Kostenvorteil für die Verwal-
tung und einen Zeit- und Qualitätsgewinn
für Bürger und Wirtschaft. Durch die be-
reits entwickelten einheitlichen Schnitt-
stellen kann die Verwaltung eine Zustel-
lung über beliebige, vom Bürger ausge-
wählte Dienste zustellen.

Verwaltungsanwendungen

ELAK

Die flächendeckende Einführung eines
einheitlichen elektronischen Aktes in der
Bundesverwaltung ist zwar an und für
sich kein Querschnittsthema. Diese  ein-
heitliche Lösung wird aber aufgrund der
großen Breitenwirkung die elektronische
Aktenführung auch in anderen Bereichen
stimulieren. Schnittstellen zwischen den
Gebietskörperschaften aber auch zu den
Höchstgerichten sind zu definieren.

Gewerbeverfahren

Im Zusammenhang mit den Gewerbebe-
rechtigungen gibt es eine Reihe von Mel-
depflichten zu den örtlichen Gewerberegi-
stern, dem zentralen Gewerberegister, der
Wirtschaftskammer, dem Firmenbuch
usw. Durch Zusammenlegung der örtli-
chen und zentralen Register, sowie durch
Neugestaltung der Schnittstellen soll der
Aufwand für die Wartung verringert und
die Qualität erhöht werden.

Gebäude- und Wohnungsregister

Aus Großzählungen 2001 liegen Daten
zur Gebäude- und Wohnungszählung vor,
welche derzeit nicht als Register geführt
werden. Durch ein neues System soll die
Möglichkeit zur laufenden Wartung ge-
schaffen werden. Das System soll als Ba-

sis für den Datenaustausch mit anderen
Bereichen (z.B. Bundesamt für Eich- und
Vermessungswesen) dienen. Ein eigener
Teil bildet die Basis für das österreichwei-
te Adressregister.

Fremdeninformationssystem

Zur Verwaltung aller in Österreich bereits
ansässigen Drittstaatenangehörigen und
jener, die in den österreichischen Vertre-
tungsbehörden im Ausland den Antrag auf
Einreise nach Österreich stellen sowie der
Asylanten und Flüchtlinge ist ein enormer
Aufwand in den unterschiedlichen Behör-
den und anderen Organisationen erforder-
lich. Es existieren zwar bereits unter-
schiedliche Register, die zum Teil auch
zentral geführt werden (FIS-Fremdenin-
formationssystem, AIS-Asylanteninfor-
mationssystem) aber nicht miteinander
verknüpft sind. Alle im Zusammenhang
mit Drittstaatenangehörigen erhobenen
Daten und durchgeführten Aktivitäten sol-
len in einem gemeinsamen zentralen Re-
gister geführt werden. Dieses ist allen be-
troffenen Stellen (Behörden, humanitäre
Einrichtungen, etc.),  soweit mit dem Da-
tenschutz vereinbar, zugänglich zu ma-
chen.

Meldebestätigung

Die Meldebestätigung als integriertes
Verfahren wurde als Musteranwendung
für ein Einparteienverfahren und damit
für eine Reihe von Schnittstellen konzi-
piert und bereits auch umgesetzt. Identi-
fikation, E-Payment, Registerabfragen
usw. sind damit bereits in der Praxis um-
gesetzt und haben ihre Tauglichkeit be-
wiesen. Diese Anwendung soll als Mus-
teranwendung für die Tauglichkeit der
Schnittstellen dienen. Im Sinne einer ef-
fizienteren Abwicklung durch E-Govern-
ment sollte sie so rasch wie möglich

durch Registerabfragen, welche in die je-
weilige Anwendung  integriert werden,
ersetzt werden.

Elektronisches Rezept

Bei händisch ausgefüllten Rezepten gibt
es Probleme mit der Lesbarkeit und der
Weiterbearbeitung. Mit der Entwicklung
einer Rezept-Schnittstelle soll die Mög-
lichkeit zur elektronischen Übermittlung
geschaffen werden. Verschreibung und
Verrechnung können geprüft werden.
Genehmigungsvorgänge können entfal-
len.

Bevölkerungsstatistik aus dem ZMR

Von 1996 bis einschließlich 2001 haben
die Landesstatistiken in Zusammenarbeit
mit Statistik Austria jährlich zum Stich-
tag 1.1. eine sogenannte Einwohnererhe-
bung bei allen Gemeinden des jeweiligen
Bundeslandes als Abfrage der kommuna-
len Melderegister durchgeführt, um aktu-
elle Bevölkerungsentwicklungen auf re-
gionaler Ebene abbilden zu können. Mit
der Verfügbarkeit des ZMR soll die jähr-
liche Einwohnererhebung als anonymi-
sierte Summenabfrage aus dem ZMR mit
den Zahlen der Hauptwohnsitze pro Ge-
meinde nach Geschlecht und groben
Staatsbürgerschaftsgruppen weiterge-
führt werden.

E-Democracy

Elektronisches Volksbegehren

Volksbegehren bzw. Volksbefragungen
sind ein wichtiges demokratiepolitisches
Instrument. Durch die elektronische Ab-
wicklung soll eine höhere Bürgerbeteili-
gung, eine intensivere Auseinanderset-
zung der BürgerInnen mit politischen In-
halten sowie eine regere Teilnahme am
politischen Prozess erreicht werden.
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